
FACHKOMMISSION INTEGRATIONSFÄHIGKEIT

Gemeinsam die Einwanderungsgesellschaft
gestalten
Bericht der Fachkommission zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit —
Inhalt, Aufbau und Empfehlungen

Hinweis zu dieser Veröffentlichung. Dieses Dokument fasst den Bericht der Fachkommission zusammen
und ordnet ihn ein. Es gibt den Inhalt in eigenen Worten wieder und ist keine amtliche Veröffentlichung. Wer

den vollständigen Bericht im Wortlaut benötigt, findet ihn bei den herausgebenden Stellen.

Auftrag und Einsetzung

Die Bundesregierung hat die Fachkommission zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit
im Januar 2019 berufen. Ihr gehörten 25 Fachleute aus Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft an.

Der Auftrag war ungewöhnlich breit angelegt: Das Gremium sollte nicht einzelne Maßnahmen

prüfen, sondern die Bedingungen, unter denen eine Einwanderungsgesellschaft auf Dauer
zusammenhalten kann. Gefragt war damit keine Bestandsaufnahme der Integrationspolitik, sondern

eine Verständigung darüber, was Integration unter den Bedingungen dauerhafter Zuwanderung

überhaupt bedeutet.

Die Zusammensetzung folgte diesem Anspruch. In der Kommission saßen Vertreterinnen und

Vertreter unterschiedlicher Disziplinen — unter ihnen Erziehungs-, Rechts-, Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlerinnen sowie Praktikerinnen aus Kommunen und Verbänden. Diese Mischung

war die Voraussetzung dafür, dass das Gremium Fragen behandeln konnte, die sich nicht aus einer

einzigen Fachperspektive beantworten lassen.

Arbeitsweise

Die Kommission hat zwei Jahre lang beraten. In dieser Zeit hat sie zehn Expertisen in Auftrag
gegeben und ausgewertet, Fachgespräche geführt und sich mit der Praxis vor Ort befasst. Die

Expertisen deckten ein breites Spektrum ab: von der Einbürgerung über Erkenntnisse der Forschung

zu Einbürgerungshemmnissen, Einstellungen der Aufnahmegesellschaft und Kriminalität

Heranwachsender bis zu Medienberichterstattung, migrantischer Ökonomie, der Sicht junger
Menschen auf Migration und der Thematisierung von Migration in sozialen Medien.

Die Beratungen waren bewusst so angelegt, dass Konflikte nicht umgangen werden. Wo in der

Kommission unterschiedliche Auffassungen bestanden, sind sie im Bericht benannt und nicht

eingeebnet. Das betrifft insbesondere das Verhältnis von Asyl- und Integrationspolitik, in dem sich



Ziele widersprechen können und dessen Zielkonflikte nach Auffassung der Kommission anerkannt

und so weit wie möglich verringert werden müssen.

Aufbau des Berichts

Der Bericht ist in drei Ebenen gegliedert, die aufeinander aufbauen. An seinem Anfang stehen 14

Kernbotschaften: kurze, zugespitzte Aussagen, die die Haltung der Kommission zusammenfassen. Es

folgen acht Themenfelder, in denen die Sachfragen ausführlich dargestellt werden. Den Abschluss

bilden Empfehlungen, die sich aus dieser Darstellung ergeben und sich an unterschiedliche
Adressaten richten — an Bund, Länder und Kommunen ebenso wie an die Zivilgesellschaft.

Der Bericht umfasst rund 280 Seiten. Die Kernbotschaften wurden zusätzlich in zwölf Sprachen

veröffentlicht, um die Ergebnisse auch denen zugänglich zu machen, die mit deutschsprachigen

Fachtexten nicht erreicht werden.

Die 14 Kernbotschaften im Überblick

Die Kernbotschaften lassen sich in vier Gruppen ordnen. Zuerst geht es um das Selbstverständnis des
Einwanderungslandes: Deutschland ist vielfältig geprägt, und Zuwanderung bietet Chancen, wenn

Integration gelingt. Zweitens geht es um die Grenzen der Steuerung — die Ziele von Asyl- und

Integrationspolitik können miteinander in Konflikt geraten, und dieser Konflikt soll sichtbar gemacht

werden, statt ihn zu verschweigen. Drittens geht es um die Dauerhaftigkeit der Aufgabe: Integration
betrifft die ganze Gesellschaft, sie ist auf Teilhabe, Repräsentanz und Anerkennung angewiesen, und

sie verlangt den aktiven Abbau von Diskriminierung sowie einen respektvollen Umgang miteinander.

Die vierte Gruppe betrifft die Sachpolitik. Sie reicht von der Forderung, gängige Begriffe zu

hinterfragen, über die gleichen Chancen in der Bildung und die bessere Nutzung der Fähigkeiten

Eingewanderter bis zu einer vorausschauenden Einwanderungspolitik für den Arbeitsmarkt, einer
nachhaltigen Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik und gleichen Gesundheitschancen. Am Ende

steht die Feststellung, dass Rassismus, Hasskriminalität und Terrorismus die Substanz der

Gesellschaft gefährden — und dass Integration eine Investition in die Zukunft ist.

Die acht Themenfelder

Teilhabe und Teilnahme

Wie Integrationsprozesse wirtschaftlich und sozial gelingen und was den gesellschaftlichen

Zusammenhalt stärkt. Die Kommission fragt hier nicht nur nach Erwerbsarbeit und Einkommen,

sondern nach der Möglichkeit, am gesellschaftlichen Leben tatsächlich teilzunehmen.



Arbeit

Erwerbsarbeit ist der Dreh- und Angelpunkt gelingender Integration — für die Zugewanderten selbst

wie für die Gesellschaft insgesamt. Behandelt werden Zugänge zum Arbeitsmarkt, die Anerkennung

von Abschlüssen und die Frage, wie vorhandene Kompetenzen besser genutzt werden können.

Bildung

Wer dauerhaft in Deutschland lebt, muss die Basiskompetenzen erwerben können, die für eine aktive

Teilhabe in der Gesellschaft und am Arbeitsmarkt erforderlich sind. Das Feld umfasst frühkindliche
Bildung, Schule, berufliche Bildung und Weiterbildung.

Einwanderungsland

Einwanderungsländer können ihre Politiken unterschiedlich ausrichten, und auch Deutschland tut

dies. Die Kommission gibt Hinweise darauf, welche Entscheidungen dabei zu treffen sind und welche

Folgen sie haben.

Integration und Deutschsein im 21. Jahrhundert

Eine Einwanderungsgesellschaft zu gestalten verlangt eine gesellschaftliche und politische Debatte
über ein neues und breiteres Verständnis von Integration. Dabei muss die Gesellschaft als Ganze in

den Blick genommen werden. Die Kommission schlägt eine Neujustierung vor.

Migrationshintergrund

Die Kommission empfiehlt, das Konzept im Rahmen der amtlichen Statistik enger als bisher zu fassen

und den Begriff abzulösen. Hintergrund ist, dass die bisherige Definition Menschen erfasst, die selbst

nie eingewandert sind.

Emanzipation und Gleichstellung

Deutschland als Einwanderungsland ist vielfältig — und auch die Geschlechterbeziehungen im
Einwanderungsland sind vielfältig. Das Feld behandelt Gleichstellung, Rollenbilder und die Frage,

wie Konflikte darüber ausgetragen werden können.

Rassismus, Rechtsextremismus und Terrorismus

Rassismus, Hasskriminalität und Terrorismus widersprechen den Werten, auf denen die freiheitlich-

demokratische Grundordnung beruht. Behandelt werden Erscheinungsformen,
Betroffenenperspektiven und der Umgang der Sicherheits- und Bildungsinstitutionen damit.

Empfehlungen

Die Empfehlungen des Berichts folgen aus den Themenfeldern und richten sich bewusst nicht an

einen einzigen Adressaten. Ein Teil von ihnen betrifft die gesetzlichen und statistischen Grundlagen:

die Ablösung des Begriffs „Migrationshintergrund“ in der amtlichen Statistik, die Anerkennung von
Abschlüssen und der Zugang zum Arbeitsmarkt. Ein weiterer Teil betrifft die Infrastruktur des

Zusammenlebens: Bildungseinrichtungen, Gesundheitssystem, Stadtentwicklung und Wohnungsbau.



Ein dritter Teil betrifft die Haltung: den Abbau von Diskriminierung, den Umgang mit Rassismus

und Hasskriminalität und die Bereitschaft, Zielkonflikte offen auszutragen.

Ein wiederkehrender Gedanke ist, dass Integration nicht als eine Aufgabe neben anderen behandelt

werden kann. Sie ist eine Daueraufgabe, die alle betrifft — und damit eine Investition in die Zukunft
der Gesellschaft.

Übergabe und Veröffentlichung

Einsetzung Januar 2019

Mitglieder 25 Fachleute aus Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft

Arbeitsdauer zwei Jahre

Grundlage zehn in Auftrag gegebene Expertisen

Übergabe 20. Januar 2021 an die Bundesregierung

Umfang rund 280 Seiten

Kernbotschaften 14, veröffentlicht in zwölf Sprachen

Themenfelder acht

Fachkommission Integrationsfähigkeit — Bericht und Ergebnisse. Diese Zusammenfassung gibt den Bericht in eigenen Worten
wieder.


